
nicht um eine unterlassene Belehrung, sondern um eine 
unterlassene Anordnung, nämlich den Einsatz eines Ver­
antwortlichen, handeln.
Für die Annahme einer solchen Verpflichtung stützt 
sich das Kreisgericht auf die TGL 200-0619 vom Dezem­
ber 1965, die jedoch zum Zeitpunkt des Unfalls keine 
Gültigkeit mehr hatte und durch die TGL 200-0619 vom 
Dezember 1971 (in Kraft seit 1. Januar 1973) ersetzt 
worden war. Für das vorliegende Verfahren ist jedcxh 
von entscheidender Bedeutung, daß die TGL gerade zu 
diesem wichtigen Punkt in Auswertung der bisherigen 
Erfahrungen eine der Ansicht des Kreisgerichts ent­
gegengesetzte Festlegung getroffen hat Hier heißt es 
nämlich unter Ziff. 2.1.1.: „Vor Beginn der Arbeiten 
ist vom A n l a g e n b e t r e i b e r  oder in dessen Auf­
trag festzulegen, wer für den jeweiligen Arbeitsauftrag 
für das Durchführen der Sicherungsmaßnahmen nach
3. verantwortlich ist“ Zift 3 regelt das Herstellen und 
Sichern des spannungsfreien Zustands vor Arbeitsbe­
ginn. Anlagenbetreiber ist aber der Auftraggeber und 
nicht der Angeklagte.
Der Auftraggeber hat zwar am 10. August 1971 eine 
Arbeitsschutzinstruktion für die Elektriker der Firma 
des Angeklagten erlassen, die jedoch keine exakten 
Festlegungen über das Freischalten und das Prüfen der 
Spannungsfreiheit enthielt
Aus der Tatsache, daß der Anlagenbetreäber für die 
Sicherungsmaßnahmen verantwortlich ist ergibt sich 
zugleich die Unrichtigkeit der Rechtskonstruktion des 
Kreisgerichts, daß sich auch aus einer nicht mehr gel­
tenden TGL Rechtspflichten für den Angeklagten er­
geben hätten. Diese Auffassung widerspricht dem ele­
mentaren Rechtsgrundsatz, daß gesetzliche Bestimmun­
gen nur für den Zeitraum ihrer Gültigkeit verpflichten­
den Charakter haben. Nur ausnahmsweise ist der Fall 
denkbar, daß bestimmte Forderungen aus derartigen 
gesetzlichen Bestimmungen den Charakter allgemein 
anerkannter Berufsregeln angenommen haben und als 
Berufspflichten i. S. des § 9 StGB gelten. Das trifft hier 
offensichtlich schon deshalb nicht zu, weil in der nach­
folgenden TGL vom Dezember 1971 zu der hier interes­
sierenden Frage Gegenteiliges festgelegt worden ist.
Das Kreisgericht hat richtig darauf 'hingewiesen, daß 
der Angeklagte nach § 2 Abs. 3 Buchst, a der ABAO 7 
— Arbeitssicherheit bei Instandsetzungsarbeiten — vom
23. Juni 1965 (GBL II S. 536) verpflichtet war, die Ar­
beitssicherheit bei der Erfüllung der spezifischen Auf­
gaben seines Betriebes auch am jeweiligen Einsatzort 
der Werktätigen zu gewährleisten.
Während das erstinstanzliche Gericht ausgehend hier­
von in seiner Entscheidung nunmehr zutreffend die 
konkreten Verpflichtungen des Auftraggebers darlegt, 
läßt es offen, welche Verpflichtungen sich für den An­
geklagten aus der ABAO 7 konkret ergeben und welche 
er verletzt hat
Die ABAO 7 ist im konkreten Fall eine wichtige Ergän­
zung der ASAO 900 und der in Betracht kommenden 
TGL 200-0619. In Übereinstimmung mit Ziff. 2 und 3 
der TGL wird in § 2 Abs. 2 der ABAO 7 für den Auf­
traggeber bestimmt daß er die Mitarbeiter des Auf­
tragnehmers in die spezifischen Gegebenheiten des Be­
triebes sowie die sich daraus ergebenden bestehenden 
und möglichen Gefahren einzuweisen habe. Der Auf­
traggeber hat durch den Erlaß der bereits genannten 
Arbeitsschutzinstruktion und die Belehrung hierüber 
versucht diesen Pflichten zu entsprechen. Der Ange­
klagte selbst hat die sich aus der ABAO 7 für ihn erge­
benden Pflichten dadurch erfüllt daß er seine Mitarbei­
ter fachspezifisch belehrt und ihnen den Sicherheits­
bestimmungen entsprechende Arbeitsgeräte und -mittel 
(z. B. Spannungsprüfer) zur Verfügung gestellt hat.

Ausgehend von der Verantwortung, die den Leitern von 
Betrieben obliegt, bedeutet das. jedoch nicht, daß die 
Werktätigen ohne Leitungsfunktion — in vorliegender 
Sache die Elektromonteure und Elektrohelfer — im Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutz nur moralische Pflichten 
haben. Ihnen obliegen auch Rechtspflichten. Die umfas­
sende Durchführung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes ist nur dann möglich, wenn jeder Werktätige 
an seinem Arbeitsplatz die Regeln zum Schutze von 
Leben und Gesundheit und die ihm erteilten Weisungen 
befolgt. Es muß deshalb hervargehoben werden, daß 
der Weisungsbefugnis der Leiter die rechtliche Pflicht 
des Werktätigen ohne Leitungsbefugnis gegenübersteht, 
gesetzliche Bestimmungen und Weisungen zu befolgen. 
Wird festgestellt, daß ein Leiter entsprechend den ge­
setzlichen Bestimmungen seine Rechtspflichten wahr­
genommen / hat, dann kann der Leiter nicht belangt 
werden. Bezogen auf den vorliegenden Fall, hätte das 
Kreisgericht auf Freispruch erkennen müssen, da der 
Angeklagte keine ihm obliegenden Rechtspflichten ver­
letzt hat.
Auf den Kassationsantrag war das Urteil des Kreis­
gerichts aufzuheben und der Angeklagte im Wege der 
Selbstentscheidung freizusprechen (§ 322 Abs. 1 Ziff. 3 
StPO). •«

§§ 62 Abs. 3, 162 Abs. 1 Ziff. 2 StGB.
1. Kriterien für die außergewöhnliche Strafmilderung 
nach § 62 Abs. 3 StGB bei gruppenweiser Begehung von 
Straftaten zum Nachteil sozialistischen Eigentums 
(hier: Betrug) sind u. a. ein geringes Ausmaß des Scha­
dens, geringfügige Tatintensität, nicht verfestigte Aus­
prägung des Bereicherungsstrebens und der Intensität 
des Täterwillens.
Beachtlich für die Tatschwere solcher Handlungen sind 
aber auch die Motive des Täters. Straftaten gegen das 
sozialistische Eigentum, die ohne persönliche Bereiche­
rung begangen werden, um mögliche negative ökonomi­
sche Auswirkungen auszugleichen, sind nicht mit Straf­
taten gleichzusetzen, die aus kleinbürgerlichem, indi­
viduellem Bereicherungsstreben ausgeführt werden. 
Das durch solche Handlungen erlangte sozialistische 
Eigentum wird auch objektiv Betrieben zugeführt und 
geht nicht in privates oder persönliches Eigentum über.
2. Zur Anwendung der Verurteilung auf Bewährung 
bei Straftaten zum Nachteil sozialistischen Eigentums, 
die ohne persönliche Bereicherung begangen wurden.
OG, Urteil vom 11. September 1975 — 2 a Zst 13/75.

Die Angeklagten L. und F., die Leiter bzw. stellvertre­
tender Leiter der Kaufhalle der Konsumgenossenschaft 
in L. waren, haben vom Juni 1973 bis August 1974 ge­
meinsam mit dem Angeklagten N. und dem Verurteil­
ten G., Kraftfahrer dies VEB Verkehrskombinat, unter 
Ausnutzung ihrer jeweiligen beruflichen Tätigkeit Ln 
mindestens 50 Fällen auf Leergutscheinen insgesamt 
20 000 Flaschen Leergut mehr ausgewiesen, als tatsäch­
lich an die Molkereigenossenschaft S. abgeliefert wur­
den, und diese Leergutscheine zur Abrechnung zugun­
sten der Kaufhalle der Molkereigenossenschaft vorge­
legt. Der Angeklagte L. fertigte 30, die Angeklagte F. 20 
falsche Leergutscheine an. Zumeist legte der Ange­
klagte N. in Kenntnis der Umstände diese Scheine der 
Molkereigenossenschaft vor; in fünf Fällen war es der 
Verurteilte G. Dadurch wurde ein Schaden von 4 000 M 
verursacht. Motiv der Angeklagten L. und F. war es, 
durch ihr Vorgehen eventuellen Minusdifferenzen vorzu- 
bentgen. 'Der Angeklagte N. und der Verurteile G. zogen 
aus den Manipulationen keine Vorteile, erhielten aber 
für ihre Mitwirkung kostenlos Waren aus der Verkaufs­
stelle.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht die Angeklagten L., F. und N. sowie G. wegen
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